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Empfehlungsliste für die Modernisierung des GEG 
 

Im Eckpunktepapier wurden folgende Punkte festgelegt, aus denen die Empfehlungen 
abgeleitet werden: 

• „Das Heizungsgesetz wird abgeschafft. Die bürokratischen und kleinteiligen Re-
gelungen der mit der Novelle 2023 eingefügten §§ 71 – 71p sowie der § 72 des 
GEG werden gestrichen. Die pauschale Vorgabe eines Anteils von mindestens 65 
Prozent erneuerbarer Energien bei der Wärmeversorgung für alle Neu- und Be-
standbauten entfällt. Auch Betriebsverbote für bestimmte Heizungsarten strei-
chen wir. Das neue Gebäudemodernisierungsgesetz wird technologieoffener, fle-
xibler, praxistauglicher und einfacher.“ 

• „Die Klimaziele und das Klimaschutzgesetz gelten. Auch das neue Gesetz wird 
gemeinsam mit der Förderung sicherstellen, dass diese Ziele erreicht werden.“   

• „Die Bundesförderung effiziente Wärmenetze (BEW) wird gesetzlich geregelt und 
aufgestockt, um den Bau und die Dekarbonisierung von Nah- und Fernwärme-
netzen zu unterstützen und Verbraucherpreise zu entlasten.“ 

• „Mit dem neuen Gebäudemodernisierungsgesetz werden auch die Vorgaben der 
Europäischen Gebäudeeffizienzrichtlinie (EPBD) 1:1 umgesetzt.“. 

 

Hieraus abgeleitet ergibt sich eine Empfehlungsliste für die Modernisierung des GEG. 
Mit dem GmodG sollten gleichzeitig konsequent folgende Regelungen erfolgen – also 
gleich im Rahmen der GmodG-Novelle:  

Da auch im Wärmeplanungsgesetz (WPG) noch 65%-Regelungen enthalten sind und ei-
nige WPG-Regelungen im Widerspruch zur EU stehen, sollten technologieoffener, fle-
xibler, praxistauglicher und einfacher die kleinteiligen Regelungen für die Wärmenetze 
1:1 durch die EU-Regelungen der EED für die effiziente Fernwärme ersetzt werden.   

Zur Erreichung der 50%-Vorgabe für Wärmenetze bis 2030 (§ 2 WPG) ist es erforderlich, 
die Bundesförderung effiziente Wärmenetze (BEW) entsprechend dem Eckpunk-

teansatz („Die Klimaziele gelten“ und „Die BEW wird gesetzlich geregelt“) aus-

drücklich in das Wärmeplanungsgesetz zu integrieren. 
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Nötige Änderungen im Wärmeplanungsgesetz (WPG) im Rahmen der 
GEG-Modernisierung: 

1. Gesetzliche Fixierung der Bundesförderung effiziente Wärmenetze ins WPG 
Die BEW-Förderung wird entsprechend dem Eckpunktepapier so ausgestaltet, dass die 
Ziele im Gesetz für die Wärmeplanung und zur Dekarbonisierung der Wärmenetze (Wär-
meplanungsgesetz - WPG) in § 2 (1) und (2) erfüllt werden. Damit erfolgt die im Eckpunk-
tepapier adressierte gesetzliche Regelung „Die Bundesförderung effiziente Wärmenetze 
(BEW) wird gesetzlich geregelt und aufgestockt, um den Bau und die Dekarbonisierung 
von Nah- und Fernwärmenetzen zu unterstützen und Verbraucherpreise zu entlasten.“ 
Dies wird erreicht durch Ergänzung des § 2 (2) WPG durch den neuen Satz 2: „Die Bun-
desregierung wird die Bundesförderung für effiziente Wärmenetze gesetzlich so ausge-
stalten, dass die Ziele in Absatz 1 und Absatz 2 Satz 1 erfüllt werden.“ 

§ 2 Ziele für die leitungsgebundene Wärmeversorgung 

(1) Der Anteil von Wärme aus erneuerbaren Energien, aus unvermeidbarer Ab-
wärme oder einer Kombination hieraus an der jährlichen Nettowärmeerzeugung in 
Wärmenetzen soll im bundesweiten Mittel ab dem 1. Januar 2030 50 Prozent betragen. 

(2) Wärmenetze sollen zur Verwirklichung einer möglichst kosteneffizienten klima-
neutralen Wärmeversorgung ausgebaut werden und die Anzahl der Gebäude, die an 
ein Wärmenetz angeschlossen sind, soll signifikant gesteigert werden. Die Bundesre-
gierung wird die Bundesförderung für effiziente Wärmenetze gesetzlich so ausgestal-
ten, dass die Ziele in Absatz 1 und  Absatz 2 Satz 1 erfüllt werden.  

 

2. Harmonisierung GmodG und Wärmeplanungsgesetz mit EU-Vorgaben 
Da auch im WPG noch 65%-Regelungen enthalten sind und auch WPG-Regelungen im 
Widerspruch zur EU stehen, sollten technologieoffener, flexibler, praxistauglicher und 
einfacher die kleinteiligen Regelungen für die Wärmenetze 1:1 durch die EU-Regelungen 
der EED für die effiziente Fernwärme ersetzt werden.  Dies sollte umgesetzt werden, in-
dem im § 29 ff die Regelungen des „Heizungsgesetzes“ ersetzt werden durch die EU-Re-
geln für effiziente Fernwärme. Hierdurch wird 1:1 die EU übernommen und die 65% Re-
gel wird auch aus dem Wärmeplanungsgesetz entfernt. Hierdurch werden die Regelun-
gen im WPG den Regeln im GmodG und gleichzeitig der EU angepasst bzw. harmoni-
siert, wodurch sich praxistaugliche und einfache Regelungen ergeben und die Bürokra-
tie deutlich reduziert wird. 
  



 

 

 BEW Berliner Energie und Wärme GmbH 

 3 

Lösung: 

WPG - Teil 3  Anforderungen an Betreiber von Wärmenetzen 

§ 29 wird wie folgt gefasst: 

§ 29 Anteil erneuerbarer Energien in Wärmenetzen § 29 Effiziente Wärmenetze 

 

(1) Die jährliche Nettowärmeerzeugung 
muss für jedes Wärmenetz ab den genann-
ten Zeitpunkten aus den folgenden Wärme-
quellen gespeist werden: 

1. ab dem 1. Januar 2030 zu ei-
nem Anteil von mindestens 30 
Prozent aus erneuerbaren Ener-
gien, unvermeidbarer Abwärme 
oder einer Kombination hie-
raus, 

2. ab dem 1. Januar 2040 zu ei-
nem Anteil von mindestens 80 
Prozent aus erneuerbaren Ener-
gien, unvermeidbarer Abwärme 
oder einer Kombination hie-
raus. 

 

 

(1) Jedes Wärmenetz muss den  Anforde-
rungen der effizienten Fernwärme nach 
Artikel 26 (1) EED1 entsprechen.  

2) Der Anteil Biomasse an der jährlich erzeugten 
Wärmemenge ist in Wärmenetzen mit einer Länge 
von mehr als 50 Kilometern ab dem 1. Januar 2045 
auf maximal 15 Prozent begrenzt. 

Kann gestrichen werden 

(1) Die nach Landesrecht zuständige Behörde soll 
auf Antrag durch Bescheid eine Verlängerung der 
Frist nach Absatz 1 Nummer 1 bis längstens zum 
Ablauf des 31. Dezember 2034 oder der Frist nach 
Absatz 1 Nummer 2 bis längstens zum Ablauf des 
31. Dezember 2044 gewähren, wenn die Einhal-
tung der Vorgaben im Einzelfall wegen besonderer 
Umstände durch einen unangemessenen Aufwand 
oder in sonstiger Weise zu einer unbilligen Härte 
führen würde. Eine unbillige Härte liegt insbeson-
dere vor, wenn 

1. sich eine Maßnahme, die für 
die geplante Dekarbonisie-
rung erforderlich ist, verzögert 
und der Wärmenetzbetreiber 

Gestrichen 

 

1 Richtlinie (EU) 2023/… des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. September 2023 zur Energieeffi-
zienz und zur Änderung der Verordnung (EU) 2023/955 (Neufassung) 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32023L1791
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32023L1791
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dies nicht zu vertreten hat 
oder 

2. die vorläufige oder endgültige Stilllegung 
einer Anlage oder von Teilkapazitäten ei-
ner Anlage nicht mit den Anforderungen 
nach § 13b des Energiewirtschaftsgeset-
zes im Einklang steht und die Vorgaben 
nach Absatz 1 aus diesem Grund nicht 
eingehalten werden können. 

Eine Fristverlängerung nach Satz 1 setzt voraus, 
dass 

1. ein Wärmenetzausbau- und -dekarbonisie-
rungsfahrplan nach § 32 vorliegt, 

2. der Wärmenetzbetreiber darlegt, wie 
die Vorgaben des Absatzes 1 im Rah-
men der Fristverlängerung erreicht 
werden, und die Einhaltung der Vor-
gaben nach § 31 nicht gefährdet ist. 

(2) Abweichend von Absatz 1 Nummer  muss 
die jährliche Nettowärmeerzeugung für ein 
Wärmenetz bis zum Ablauf des 31. Dezember 
2034 zu einem Anteil von mindestens 30 Pro-
zent aus erneuerbaren Energien, 
unvermeidbarer Abwärme oder einer Kombination 
hieraus gespeist werden, wenn der Wärmenetzbe-
treiber eine komplexe Maßnahme umsetzt, die für 
die geplante Dekarbonisierung erforderlich ist, 
und darlegt, dass eine Realisierung aufgrund von 
aufwändigen Planungs- und Genehmigungsverfah-
ren nicht zu dem in Absatz 1 Nummer 1 genann-
ten Zeitpunkt möglich wäre. Eine Maßnahme ist 
insbesondere komplex, wenn 

1. eine Genehmigung nach dem Bundesberg-
gesetz vom 13. August 1980 (BGBl. I S. 
1310), das zuletzt durch Artikel 4 des Ge-
setzes vom 22. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 
88) geändert worden ist, erforderlich ist, 

2. eine Genehmigung nach dem Wasser-
haushaltsgesetz erforderlich ist und die 
Erlaubnis oder Bewilligung nicht inner-
halb von zwei Jahren erfolgt oder 

3. Investitionen im Umfang von mindestens 
150 Millionen Euro durchgeführt werden. 

Der Wärmenetzbetreiber muss die komplexe Maß-
nahme der nach Landesrecht zuständigen Be-
hörde bis zum Ablauf des 31. Dezember 2026 an-
zeigen und bis zum Ablauf des 31. Dezember 2027 
mit dem Bau begonnen haben. Die nach Landes-
recht zuständige Behörde kann die Vorlage ent-
sprechender Unterlagen und Dokumente 

Gestrichen 
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verlangen. 
 

(3) Absatz 1 Nummer 1 ist nicht anzuwenden 
auf ein Wärmenetz, das nahezu ausschließ-
lich der Versorgung gewerblicher oder indust-
rieller Verbraucher mit Prozesswärme dient. 

 

(2) Absatz 1 ist nicht anzuwenden auf ein 
Wärmenetz, das nahezu ausschließlich 
der Versorgung gewerblicher oder in-
dustrieller Verbraucher mit Prozess-
wärme dient. 

 

(5) Abweichend von Absatz 1 Nummer 1 ist bis 
zum Ablauf des 31. Dezember 2034 für ein 
Wärmenetz, das mit einem Anteil von mindes-
tens 70 Prozent mit Nutzwärme gespeist wird, 
die dem durch den Einsatz fossiler Energieträ-
ger aus einer geförderten Anlage im Sinne des 
Kraft-Wärme-Kopplungsgesetzes vom 21. De-
zember 2015 (BGBl. I S. 2498) in der jeweils 
geltenden Fassung jährlich erzeugten zu-
schlagsberechtigten KWK-Strom entspricht, 
die Pflicht nach Absatz 1 Nummer 1 mit der 
Maßgabe anzuwenden, dass die übrige in das 
Wärmenetz gespeiste Wärme aus erneuerbarer 
Energie, aus unvermeidbarer Abwärme oder 
aus einer Kombination aus beidem zu erzeugen 
ist. 

 

Gestrichen 

(6) Das Vorliegen der Voraussetzungen nach den 
Absätzen 2, 3, 4 oder 5 ist vom Betreiber des 
Wärmenetzes gegenüber der nach Landesrecht 
zuständigen Behörde zu bestätigen. Die nach 
Landesrecht zuständige Behörde kann die Vor-
lage entsprechender Unterlagen und Doku-
mente verlangen. Das Bundesamt für Wirtschaft 
und Ausfuhrkontrolle übermittelt der nach Lan-
desrecht zuständigen Behörde auf Anforderung 
alle für das Wärmenetz vorliegenden Informatio-
nen und Unterlagen, soweit sie für die Erfüllung 
der Aufgaben nach diesem Gesetz erforderlich 
sind und der Schutz von Geschäfts- und Be-
triebsgeheimnissen sichergestellt ist. 

 

Gestrichen 

(7) Der an das Wärmenetz angeschlossene 
Kunde kann vom Betreiber des Wärmenet-
zes einen geeigneten Nachweis über die 
Einhaltung der Anforderungen nach Absatz 
1 oder eine vorliegende Befreiung nach den 
Absätzen 2, 3, 4 oder 5 verlangen. Ein 
Kunde, der an ein Wärmenetz angeschlos-
sen ist, das nicht den Anforderungen der 
vorstehenden Absätze entspricht, hat das 
Recht, sich von dem Wärmenetz abzukop-
peln, um sich mit Wärme aus erneuerbaren 

(3) Der an das Wärmenetz angeschlossene 
Kunde kann vom Betreiber des Wärmenetzes 
einen geeigneten Nachweis über die Einhal-
tung der Anforderungen nach Absatz 1 oder 
eine vorliegende Befreiung nach den Absät-
zen 2, 3, 4 oder 5 verlangen. Ein Kunde, der 
an ein Wärmenetz angeschlossen ist, das 
nicht den Anforderungen des Absatzes 1 vor-
stehenden Absätze entspricht, hat das 
Recht, sich von dem Wärmenetz abzukop-
peln, um sich mit Wärme aus erneuerbaren 
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Energien, unvermeidbarer Abwärme oder 
einer Kombination hieraus zu versorgen. 
Das Abkopplungsrecht besteht nicht, wenn 
die Anforderungen nach Absatz 1 nur vo-
rübergehend unterschritten oder absehbar 
erreicht werden. Regelungen zu einem An-
schluss- und Benutzungszwang zum Zweck 
des Klima- und Ressourcenschutzes sind 
hiervon unberührt. 

 

Energien, unvermeidbarer Abwärme oder ei-
ner Kombination hieraus zu versorgen. Das 
Abkopplungsrecht besteht nicht, wenn die 
Anforderungen nach Absatz 1 nur vorüberge-
hend unterschritten oder absehbar erreicht 
werden. Regelungen zu einem Anschluss- 
und Benutzungszwang zum Zweck des 
Klima- und Ressourcenschutzes sind hier-
von unberührt. 

 
(4) § 71 Absatz 7 des Gebäudeenergiege-

setzes ist im Hinblick auf die Anfor-
derungen nach Absatz 1 für Wärme-
netze entsprechend anzuwenden. 

 

Gestrichen 

(5) Die Länder können abweichend von Absatz 1 
höhere Anteile an erneuerbarer Wärme oder 
unvermeidbarer Abwärme an der jährlichen 
Nettowärmeerzeugung in Wärmenetzen für 
die jeweils genannten Zeitpunkte festlegen. 

 

Gestrichen 
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§ 30 Anteil erneuerbarer Energien in neuen Wär-
menetzen 

(1) Jedes neue Wärmenetz muss abweichend von 
§ 29 Absatz 1 Nummer 1 ab dem 1. März 2025 zu 
einem Anteil von mindestens 65 Prozent der jähr-
lichen Nettowärmeerzeugung mit Wärme aus er-
neuerbaren Energien, aus unvermeidbarer Ab-
wärme oder einer Kombination hieraus gespeist 
werden. 

(2) Der Anteil Biomasse an der jährlich erzeugten 
Wärmemenge ist in neuen Wärmenetzen mit einer 
Länge von mehr als 50 Kilometern ab dem 1. Ja-
nuar 2024 auf maximal 25 Prozent begrenzt. Satz 1 
ist nicht anzuwenden für Wärme aus thermischer 
Abfallbehandlung, die unter § 3 Absatz 1 Nummer 
15 Buchstabe e fällt. Eine Anlage, die bis zum 1. Ja-
nuar 2024 genehmigt wurde und Wärme aus Bio-
masse erzeugt, die in ein Wärmenetz eingespeist 
wird, ist im Rahmen der Bestimmung des Bio-
masseanteils nach Satz 1 nicht zu berücksichti-
gen. 

(3) § 29 Absatz 7 und 8 ist entsprechend anzuwen-
den. 

 

Gestrichen 

 

§ 31 Vollständige Klimaneutralität in Wärmenetzen 
bis zum Jahr 2045 

(1) Jedes Wärmenetz muss spätestens bis zum Ab-
lauf des 31. Dezember 2044 vollständig mit 
Wärme aus erneuerbaren Energien, aus unver-
meidbarer Abwärme oder einer Kombination hie-
raus gespeist werden. 

(2) Der Anteil Biomasse an der jährlich erzeugten 
Wärmemenge ist in Wärmenetzen mit einer Länge 
von mehr als 50 Kilometern ab dem 1. Januar 
2045 auf maximal 15 Prozent begrenzt. § 30 Ab-
satz 2 Satz 2 und 3 ist entsprechend anzuwenden. 

 

§ 30 Vollständige Klimaneutralität in Wär-
menetzen bis zum Jahr 2045 

(1) Jedes Wärmenetz muss spätestens bis 
zum Ablauf des 31. Dezember 2044 voll-
ständig mit Wärme aus erneuerbaren Ener-
gien, aus unvermeidbarer Abwärme oder ei-
ner Kombination hieraus gespeist werden. 

(2) Der Anteil Biomasse an der jährlich er-
zeugten Wärmemenge ist in Wärmenetzen 
mit einer Länge von mehr als 50 Kilometern 
ab dem 1. Januar 2045 auf maximal 15 Pro-
zent begrenzt. § 30 Absatz 2 Satz 2 und 3 ist 
entsprechend anzuwenden. 

 

 


